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Liebe Freundinnen und Freunde,
sehr geehrte Damen und Herren,

mit den Kommunalwahlen am 14. September 2025 
wird auch über die Zusammensetzung der Land-
schaftsversammlung Rheinland als politisches 
Kontrollorgan des Landschaftsverbandes Rheinland 
(LVR) für die nächsten fünf Jahre entschieden.

Die Landschaftsversammlung besteht aktuell aus 126 
Mitgliedern aus 26 Mitgliedskörperschaften. Ähnlich 
wie der Rat einer Stadt oder ein Kreistag kontrolliert 
sie die Verwaltung. Und sie gibt eigene politische 
Impulse für die Arbeit des LVR. Angeführt wird die 
Verwaltung von Landesdirektorin Ulrike Lubek, ihr 
sind neun Dezernent*innen für die verschiedenen 
Fachbereiche zur Seite gestellt.

Es gibt zwei Möglichkeiten, Mitglied der Landschafts-
versammlung zu werden. Entweder per Direktent-
sendung aus den Räten der kreisfreien Städte und 
Kreistage oder über die Landesreserveliste der Partei. 
Sobald sich die Fraktionen gebildet haben, dürfen sie 
zusätzlich „Sachkundige Bürger*innen“ bestimmen, 
die vollwertige Mitglieder der Fraktion werden. Und 
dann beginnt die Arbeit.



Ruth Seidl und Johannes Bortlisz-Dickhoff sind unsere Fraktionsvor- 
sitzenden, mit Karin Schmitt-Promny stellen wir eine der stellvertreten- 
den Vorsitzenden der Landschaftsversammlung. Im Verwaltungsvor-
stand sind wir mit dem Jugenddezernenten Knut Dannat vertreten.

Seit 2014 gibt es in der Landschaftsversammlung eine CDU/SPD-Koa- 
lition. Deren Hauptinteresse war die Vergrößerung des Verwaltungsvor-
stands. Deshalb gibt es beim LVR jetzt zwei Dezernate mehr als im Land-
schaftsverband Westfalen-Lippe. Wir haben dies abgelehnt. Auch die 
Entwicklung der Landschaftsumlage, die Kommunen an den Land-
schaftsverband zur Finanzierung seiner Aufgaben überweisen, haben wir 
im Interesse unserer Städte und Kreise immer kritisch begleitet.

Wir haben dafür gekämpft, dass die Haushaltsüberschüsse, die der LVR 
lange erwirtschaftet hat, an die Mitgliedskommunen ausgeschüttet 
wurden. Mit Erfolg, das beweist der Nachtragshaushalt 2023. Ohne eine 
starke GRÜNE Fraktion hätte es viele Initiativen zur Entlastung unserer 
Mitgliedskommunen, für Menschen mit Behinderung und für mehr 
Klimaschutz beim LVR nicht gegeben. Bei der Kommunalwahl wollen wir 
noch stärker werden.

Die GRÜNE FRAKTION im 
LVR bei den Wahlen 2020

21%
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27 Sitze

Dr. Ruth Seidl (Co-Fraktionsvorsitzende) bei ihrer Haushaltsrede

Das Wahlergebnis für die GRÜNEN in den Kreisen und kreisfreien 
Städten des Rheinlands bestimmt die Zahl der Mandate in der Land-
schaftsversammlung. Bei der Wahl 2020 hatten wir 21 Prozent und beka-
men als drittgrößte Fraktion 27 Sitze. Zudem haben sich uns zwei 
Einzelmandatsträger*innen von „Volt“ und der Kölner Wählergruppe „Gut“ 
angeschlossen. Zusammen mit den Sachkundigen Bürger*innen hat 
unsere Fraktion 44 Mitglieder.

GRÜNE in der Landschaftsversammlung Rheinland
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Die Landschaftsverbände Rheinland (LVR) und Westfalen-Lippe (LWL) 
sind in NRW die Mittelinstanz der kommunalen Selbstverwaltung. Sie 
werden von den Kreisen und kreisfreien Städten mit Aufgaben beauf-
tragt, wenn dies aus Kostengründen oder aufgrund fachlicher Anforder- 
ungen sinnvoll ist. 

Der Landschaftsverband Rheinland und seine Aufgaben

Insgesamt arbeiten beim LVR 22.000 Beschäftigte im ganzen Rheinland. 
Der LVR ist zudem:

Der LVR ist Deutschlands größter Kostenträger für Menschen mit Behin-
derungen. 

Fachbehörde für den Denkmalschutz

Träger des Landesjugendamtes

Zuständig für das „Soziale Entschädigungsrecht”

Verantwortlich für die Verwaltung der Ausgleichsabgabe

Über 60.000 Menschen profitieren von der Unterstützung durch 
den LVR im Rahmen des betreuten selbstständigen Wohnens oder 
als Bewohner*innen von stationären Einrichtungen.

Über 35.000 Menschen arbeiten in Werkstätten für behinderte 
Menschen, die vom LVR finanziert werden. 

Die Aufgaben des LVR

Der Landschaftsverband Rheinland mit Sitz in Köln umfasst das Gebiet 
der Regierungsbezirke Düsseldorf und Köln mit 9,8 Millionen Ein- 
wohner*innen. Aufgabenschwerpunkt des LVR ist die Unterstützung von 
Menschen mit Behinderung in allen Lebenslagen. 

Der LVR ist Träger von: 

* Der LVR-Verbund WohnenPlusLeben (WPL) begleitet Menschen mit geistiger 
Behinderung auf ihrem Weg in die Gesellschaft.

Psychiatrischen 
Krankenhäusern

9
Museen und 

Kultureinrichtungen

20
Förderschulen mit 

8.000 Schüler*innen

41

Verbund Wohnen-
PlusLeben*

1
Jugendhilfe-

einrichtungen

4

7
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Auch im LVR gibt es Überlegungen, Einsparungen auf dem Rücken von 
Menschen mit Behinderung vorzunehmen. Dagegen wehren wir uns. 
Gemeinsam mit den GRÜNEN im Landschaftsverband Westfalen-Lippe 
haben wir uns auf Bundesebene für Verbesserungen im BTHG ein- 
gesetzt.

Kritisch-konstruktiv haben wir im LVR die Arbeit der Sozialverwaltung 
begleitet und bestehende Unterstützungsstrukturen wie Beratungsstel-
len und Krisendienste gestärkt und ausgebaut. Wir stehen im regel- 
mäßigen Austausch mit Betroffenen, Leistungserbringer*innen und 
kommunalen Akteur*innen.

Uns erschüttern Äußerungen der AfD, die auch im LVR Menschen mit 
Behinderung herabwürdigen und verächtlich machen. Wir treten 
solchen Bestrebungen mit allen Mitteln deutlich entgegen. 

Wir dulden keine Menschen verachtenden Ideologien.

den Ausbau des inklusiven Sozialraums

Neugründungen von Inklusionsbetrieben und neue Arbeitsplätze 
für Menschen mit Behinderung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt

stärkere Unterstützung der Peer-Beratung, durch Berater*innen,  
die sich in derselben Lebenssituation befinden

ein Wohnraumförderprogramm

Wir kämpfen für:

Besonderer Schwerpunkt ist für uns GRÜNE der Blick auf die Unter-
stützung von Frauen in Obdachlosigkeit und mit psychischen Erkrankun-
gen. Sie sind in allen Lebensbereichen von Gewalt betroffen. Deshalb ist 
ein effektiver Gewaltschutz auch in bestehenden stationären Einrich-
tungen und Werkstätten notwendig. 

Für uns GRÜNE sind die Leitlinien der UN-Behindertenrechtscharta die 
Grundlage des politischen Handelns. Als Träger der Eingliederungshilfe 
ist der LVR verantwortlich für alle Menschen mit Behinderung, die im 
Rheinland leben. Er hat die gesetzliche Aufgabe, sie in den Bereichen 
Wohnen, Arbeiten und soziale Teilhabe zu unterstützen.
    
Bestehende bürokratische Hürden bilden immer noch die höchsten 
Teilhabebarrieren für gelingende Inklusion. Dabei sind niedrigschwel-
lige Unterstützungsangebote, ausreichende Arbeitsplätze und barriere-
freier Wohnraum für Menschen mit Behinderung grundlegend.

Wir unterstützen den personenzentrierten Ansatz im Bundesteil- 
habegesetz (BTHG). Für eine selbstbestimmte Teilhabe aller Menschen. 

Für eine selbstbestimmte und wirksame Teilhabe

Wir GRÜNEN in der Landschaftsversammlung wollen allen Menschen 
ein selbstständigeres und autonomeres Leben in unserer Gesellschaft 
ermöglichen. Teilhabe, Mitbestimmung und notwendige Unterstützung – 
das ist für uns gelebte Inklusion.

Etwa 90 Prozent des mehr als 5 Milliarden Euro umfassenden Haushalts 
des LVR gehen in die Finanzierung von Arbeits- und Wohnmöglichkeiten 
für Menschen mit Behinderung. 

Zu etwa zwei Dritteln finanziert sich der LVR aus einer Umlage seiner 
Mitgliedskörperschaften und zu 10 Prozent aus Schlüsselzuweisungen 
des Landes NRW. 13 Kreise, 12 kreisfreie Städte und die Städteregion 
Aachen sind Mitglieder des Kommunalverbands.
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Menschenrechte sind das Fundament der Arbeit des LVR, das Ziel ist eine 
inklusive Gesellschaft. Die Teilhabe von Menschen mit Behinderung 
gehört grundsätzlich in alle Themen- und Aufgabenbereiche des LVR. 
Der Inklusionsausschuss befasst sich mit allen Vorlagen, die die Integra-
tion von Menschen mit Behinderung betreffen. 

Zentral dafür ist der Jahresbericht zur Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention. Der LVR-Aktionsplan zeigt die Aktivitäten zur För- 
derung einer inklusiven Gesellschaft in allen politischen Teilbereichen.

Durch unsere Initiative wurde das Problem der Gewalt gegen 
Menschen mit Behinderung angegangen. Alle Einrichtungen des 
LVR müssen ein Gewaltschutzkonzept entwickeln.

Wir wollen die Rechte von Frauen mit Behinderung stärken. 
Deshalb soll es in allen Werkstätten Frauenbeauftragte geben.

Wir haben uns dafür eingesetzt, dass Betriebe mehr Arbeitsplätze 
für Menschen mit Behinderung auf dem ersten Arbeitsmarkt schaf-
fen. Die Arbeit in Werkstätten darf nicht die einzige Arbeitsmög- 
lichkeit sein. Auch junge Menschen mit Behinderung sollen nach 
der Schule eine Ausbildung beginnen können. Hierfür bietet eine 
theoriereduzierte Ausbildung eine gute Möglichkeit.

Wir treten ein für mehr Selbstständigkeit und Selbstbestimmung 
für Menschen mit Behinderung. Unser Grundsatz für Wohnange-
bote: ambulant vor stationär. Außerdem wollen wir inklusive 
Sozialräume entwickeln.

Inklusion voranbringen

Mit der Bildung des Inklusionsausschusses ist beim LVR ein notwen- 
diger Schritt zur politischen Partizipation von Menschen mit Behin-
derung erfolgt. Wir haben diesen Inklusionsausschuss auf den Weg 
gebracht. 

Zusammen mit dem Beirat für Inklusion und Menschenrechte haben wir 
einen Weg der Teilhabe gefunden. Der Beirat setzt sich aus 5 Mitgliedern 
und ihren Stellvertreter*innen aus dem Landesbehindertenrat sowie 2 
weiteren Verbandsvertreter*innen und je einem bzw. einer Fraktionsver-
treter*in zusammen. Er bringt die Interessen der Selbstvertreter*innen 
und Verbände in die Ausschussarbeit ein. 

“Menschenrechte sind das Fundament 
der Arbeit des LVR. Um das Ziel einer
inklusiven Gesellschaft zu erreichen, 
gehört die Teilhabe von Menschen mit
Behinderung grundsätzlich in alle 
Themen- und Aufgabenbereiche des 
LVR. Das ist uns Verpflichtung.”

Stellvertretende Vorsitzende 
im Inklusionsausschuss

Karin Schmitt-Promny MdLVers.
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Wir begrüßen die Anstrengungen des LVR, die qualitative Weiter-
entwicklung der schulischen Inklusion im Regelschulsystem voran-
zutreiben. 

Damit sich Eltern für die schulische Inklusion ihrer Kinder entscheiden, 
muss sie eine attraktive Option sein. Maßnahmen sind zum Beispiel das 
Modell SUSI (Systemorientierte Unterstützung schulischer Inklusion) 
als Beratungshilfe und die freiwillige Inklusionspauschale (eine einzel-
fallbezogene Förderung, die die Landesförderung ergänzt).

Für Schulträger sind gerade die Angebote wichtig, die sich an 
Schüler*innen im gemeinsamen Unterricht wenden. Dazu zählen 
Peer-Group-Angebote für Betroffene mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf im Regelunterricht. 

Der LVR hat auf die Entwicklung steigender Zahlen bei Förderschüler*in-
nen einerseits und den stagnierenden Inklusionsanteil anderseits durch 
eine regionale, inklusive Schulentwicklungsplanung reagiert. 

Der LVR ist als größter überregionaler Förderschulträger zuständig für 
die Förderschwerpunkte:

Sehen, Hören und Kommunikation

Sprache in der Sekundarstufe I 

Körperliche und Motorische Entwicklung

Für die Umsetzung ist eine Kooperation und der stetige Dialog mit den 
kommunalen Schulträgern unerlässlich. Wir fordern die verbindliche 
Einbindung des LVR in die kommunale Schulentwicklungsplanung, etwa 
durch regionale Bildungskonferenzen.

Inklusion ist nach unserem Verständnis ein Prozess, der Schule als Teil 
des Sozialraums begreift. Wir wollen Kooperationsmodelle zwischen 
den LVR-Schulen, dem Regelschulsystem und dem Sozialraum durch 
Projekte in den Bereichen Sport, Kultur und außerschulische Bildung 
stärken. Deshalb sind wir für die Sanierung und den Weiterbetrieb der 
LVR-Schulschwimmbäder. Leider hat die politische Mehrheit dies bisher 
abgelehnt. 

“Inklusion ist nach unserem Verständ-
nis ein Prozess, der Schule als Teil des
Sozialraums begreift. Wir wollen Ko- 
operationsmodelle zwischen den LVR-
Schulen, dem Regelschulsystem und 
dem Sozialraum durch Projekte in den
Bereichen Sport, Kultur und außer-
schulische Bildung stärken. Deshalb 
fordern wir eine verbindliche Einbin- 
dung des LVR in die kommunale Schul- 
entwicklungsplanung.”

Sprecherin im Schulausschuss
Gabi Deussen-Dopstadt MdLVers.

Schulische Inklusion weiterentwickeln
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Die Peer-Beratung durch Genesungsbegleiter*innen in den 
Sozialpsychiatrischen Zentren auskömmlich finanzieren

Trauma-Behandlungen für Flüchtlinge an unseren Ambulanzen 
etablieren

Einen flächendeckenden Krisendienst nach dem Vorbild Ober- 
bayerns aufbauen

Und nicht zuletzt eine gute Ernährung mit regionalen und bio- 
logischen Lebensmitteln an allen Klinikstandorten einführen

Wir haben noch viel vor. Zukünftig wollen wir:

“Wir haben uns erfolgreich dafür ein-
gesetzt, dass in unseren Kliniken und 
Abteilungen der Sozialen Reha, die Ziele 
der Behindertenrechtskonvention und 
des Bundesteilhabegesetzes umgesetzt 
werden. Auch haben wir die psychia-
trischen Angebote dezentrali- siert und 
in allen Kliniken stationsunabhängige 
Behandlung etabliert. Wichtig ist uns 
aber auch eine gesunde Ernährung mit 
regionalen und biolo- gischen Lebens-
mitteln an allen unseren Klinikstan-
dorten.”

Sprecher im Gesundheitsausschuss
Martin Kresse MdLVers.

Für Moderne Kliniken und Heilpädagogische Hilfen

In Kliniken die Ziele der UN-Behindertenrechtskonvention und des 
Bundesteilhabegesetzes beachtet sowie Freiheitseinschränk- 
ungen und Zwang vermieden werden

Das Institut für Forschung und Bildung weiterentwickelt wurde, 
damit sich die Qualität der Behandlung in unseren Kliniken 
verbessert

Unsere orthopädische Klinik eine Zukunft in kommunaler und 
damit bürgernaher Trägerschaft hat

Stationäre und teilstationäre psychiatrische Angebote im Rhein-
land dezentralisiert und dadurch besser an die Bedürfnisse der 
Klient*innen angepasst werden

Erfolgreich haben wir GRÜNE im LVR uns eingesetzt, dass:

Der LVR betreibt 9 psychiatrische Kliniken und eine orthopädische 
Klinik mit insgesamt 6.000 stationären und tagesklinischen Behand-
lungs- und Betreuungsplätzen. 60.000 Patient*innen werden dort jähr-
lich behandelt. 

In allen Kliniken stationsunabhängige Behandlungen etabliert 
wurden

Genesungsbegleiter*innen als Expert*innen in eigener Sache akut 
psychisch Kranke an allen Klinikstandorten unterstützen

Ein differenziertes System von Sprachvermittler*innen die 
Behandlung von Menschen mit Flucht- oder Migrationshinter- 
grund ermöglicht
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Kinder und Jugendliche fördern
Der LVR ist Träger der meisten forensischen Kliniken im Rheinland. Wir 
Grüne haben uns immer für einen Maßregelvollzug mit hohem fach- 
lichem Standard eingesetzt, bei dem Therapie zur Sicherheit der Men-
schen beiträgt. 

Obwohl sich die gesetzlichen Rahmenbedingungen  inzwischen 
verändert haben, gibt es einen Bedarf an weiteren forensischen Stand- 
orten. Gleichzeitig wollen wir mit dem Modell der Präventions-Ambu-
lanz die Einweisungen in forensische Kliniken reduzieren.

Der LVR-Verbund WohnenPlusLeben (früher: HPH) bietet Heilpädago- 
gische Hilfen für Erwachsene mit geistiger Behinderung an, insbe-
sondere für Menschen mit herausforderndem Verhalten. Hier ist für uns 
GRÜNE der Menschenrechtsansatz in der UN-Behindertenrechtskonven-
tion die Orientierung für unser Handeln. Mit der konsequenten Umsetzu-
ng des Bundesteilhabegesetzes wollen wir Verbesserungen für unsere 
Klient*innen erreichen. 

Die deeskalierende Beziehungsarbeit und bessere bauliche Beding- 
ungen in unseren besonderen Wohnformen können Krisen und Gewalt 
verhindern. Wir meinen, dass auch bei Menschen mit herausforderndem 
Verhalten keine Sicherheitsdienste zur Gewaltvermeidung notwendig 
sein sollten.

Die Corona-Pandemie war eine Zäsur für die frühkindliche Bildung. 
Kindertagesstätten mussten zeitweise geschlossen werden oder konn- 
ten nur einen Notbetrieb aufrechterhalten. Eltern mussten von heute auf 
morgen ihren Alltag im Spannungsfeld zwischen Erwerbsarbeit und 
Kinderbetreuung bewältigen, was nicht immer gelang. Mit dem Ab- 
klingen der Pandemie hat das Landesjugendamt durch Förder- 
programme dabei geholfen, entstandene Defizite aufzuholen.

Wir treiben die Inklusion in Kindertagesstätten voran. Für Kinder mit 
Behinderungen müssen die strukturellen Förderungen aus dem Kinder-
bildungsgesetz und der Basisleistung I in Einklang gebracht werden mit 
individuellen heilpädagogischen Leistungen. Eine nicht immer einfache 
Aufgabe. Zudem steigen die Fallzahlen von Kindern mit Behinderung 
deutlich.

“Wir wollen die OGS so weiterent- 
wickeln, dass pädagogische Standards 
überall gelten, die die Chancen- 
gleichheit auch für diesen Teil unseres 
Bildungssystems stärken. Wir verfol-
gen das Ziel der Inklusion in Kinderta-
gesstätten. Dafür wollen wir die struk-
turellen Förderungen für Kinder mit 
Behinderungen unbürokratisch aus- 
bauen.”

Sprecherin im Landesjugendhilfeausschuss
Karin Schmitt-Promny MdLVers.
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Klimaschutz voranbringen

Ein großes Hindernis sowohl in der qualitativen als auch in der quantita-
tiven Weiterentwicklung von Kitas ist der Fachkräftemangel. Verwaltung 
und Politik haben sich in den letzten Jahren intensiv mit diesem Problem 
beschäftigt. Verschiedene Vorschläge für die Erweiterung und 
Veränderung der Ausbildung von Erzieher*innen und Quereinstiegs- 
programme wurden erarbeitet. 

Auch die Sozialen Dienste der Jugendämter leiden unter Personal- 
mangel. Deshalb müssen dringend mehr Studienplätze für Soziale Arbeit 
und Sozialpädagogik geschaffen werden. Diese Fachkräfte werden unter 
anderem gebraucht, um den Gewaltschutz für Kinder und Jugendliche zu 
gewährleisten. Die Fallzahlen des Missbrauchs und der Gewalt gegen 
Kinder sind alarmierend. Der LVR hat umfangreiche Gewaltschutz-
konzepte für seine Einrichtungen entwickelt und bietet kontinuierlich 
Fortbildungen an. Dafür haben wir uns stark gemacht. 

Ab 2026 wird jedes Grundschulkind einen Rechtsanspruch auf einen 
Platz im Ganztag in der Grundschule haben. Im Rheinland existieren 
derzeit noch unterschiedliche Modelle der Offenen Ganztagsschule, 
auch abhängig von der Höhe der Co-Förderung durch die jeweilige Kom-
mune. Wir wollen die OGS so weiterentwickeln, dass pädagogische 
Standards erreicht werden, die die Chancengleichheit auch für diesen 
Teil unseres Bildungssystems stärken.

CO2-Einsparung, sparsamer Ressourceneinsatz und faire Beschaffungen 
sind die Leitlinien unserer Umweltpolitik. Durch unsere Initiative 
werden alle Neubauten des LVR im Passivhausstandard errichtet. 

Der LVR soll mit seinen gesamten Einrichtungen bis 2035 
treibhausgasneutral sein. 

Unser ehrgeiziges Ziel:

Gekämpft haben wir für den Flugverzicht bei Dienstreisen, den Einsatz 
von Lastenrädern, eine bessere Fahrradinfrastruktur und die Zertifi-
zierung als fahrradfreundlicher Arbeitgeber. Unseren Anträgen wurde 
nur teilweise gefolgt, aber wir bleiben hartnäckig.
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Die Kooperation mit den Biologischen Stationen wurde ausgebaut

Wir haben Bäume an LVR-Einrichtungen gepflanzt und setzen jähr-
lich ein Zeichen mit der Pflanzung „Baum des Jahres“

Der Umweltausschuss richtet auf unsere Initiative hin regelmäßig 
eine Ideenwerkstatt zu den Themen Umwelt, Klima- und 
Ressourcenschutz aus. Beim LVR-Neubau am Kölner Ottoplatz 
werden ökologische Baustoffe verwendet, das öko-effiziente 
„Cradle to Cradle-Konzept“ sowie eine intensive Dachbegrünung 
mit einer Photovoltaik-Anlage realisiert. Dieses Gebäude soll nach 
den Kriterien der „Deutschen Gesellschaft für Nachhaltiges Bauen“ 
(DGNB) mit „Platin“ zertifiziert werden, womit der LVR Maßstäbe im 
ökolo- gischen Bauen setzt

Für die Umsetzung des Klimaschutz- und Mobilitätskonzeptes ist 
eine Expertin bei der Stabsstelle „Umweltschutz“ eingesetzt 
worden

Die Liste mit Beispielen für den Erfolg 
unserer Arbeit ist lang: 

GRÜN macht den Unterschied!

Alle 10 Kliniken und die Zentralverwaltung wurden bereits mit 
dem europäischen Öko-Siegel ausgezeichnet

Der Ausbaustand der Elektromobilität und der Photovoltaik auf 
den Dächern unserer Schulen, Kliniken und Museen wird auf 
unsere Initiative hin regelmäßig erhoben und von uns kritisch 
begleitet

Die EMAS-Zertifizierung der LVR-Einrichtungen wurde von uns angeregt 
– und schreitet voran:

“Die Liste mit Beispielen für unseren 
Erfolg beim Umwelt- und Klimaschutz 
ist lang. Wir haben die Kooperation mit 
den Biologischen Stationen ausgebaut.
Wir bauen unsere Gebäude schon lange 
im Passivhaus-Standard. Das öko- 
effiziente Cradle to Cradle Konzept wird 
derzeit in einem Pilotprojekt erprobt.
Und nicht zuletzt treiben wir den 
Ausbaustand der Elektromobilität und 
der Fotovoltaik auf den Dächern unserer 
Kliniken, Schulen und Museen voran.”

Vorsitzender des Umweltausschusses
Rolf Fliß MdLVers.
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Die Unterstützung von Frauen in der Kultur hat für uns GRÜNE einen 
hohen Stellenwert. Dazu gehört der mit unserer Initiative vor 10 Jahren 
entstandene Luise-Straus-Preis, der das künstlerische Schaffen von 
Frauen aus dem Rheinland fördert. Bei der Vergabe der Namen von 
Gebäuden des LVR werden die Verdienste berühmter Frauen sichtbar 
gemacht.

Die strukturelle Benachteiligung von Frauen ist ein weiteres wichtiges 
Thema. Wir setzen uns für die Gleichstellung von Frauen und Männern 
ein – insbesondere in den Kliniken des LVR mit Beratungs- und Fort- 
bildungsangeboten. 

Auf unsere Initiative hin wurde in dieser Wahlperiode beim LVR die 
Kommission Gleichstellung eingerichtet.

“Frauen und Mädchen mit Behinderung 
in Werkstätten und Einrichtungen des 
LVR liegen uns besonders am Herzen. 
Wir haben sexualisierte Übergriffe in 
den Fokus genommen und uns für ihre 
Erfassung eingesetzt. Schutzkonzepte 
spielen eine wichtige Rolle. Auch für die 
Frauenbeauftragten in den Werkstätten 
fordern wir bessere Rahmenbe- 
dingungen und Vernetzungsangebote.”

Sachkundige Bürgerin, Vorsitzende 
der Kommission Gleichstellung

Sandra Ernst

Frauenrechte stärken

GRÜNE Frauenpolitik wirkt im LVR quer durch alle Politikfelder.

Mit der Einführung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes 2006 
wurden Beschäftigte unter einen besonderen Schutz vor Diskrimi- 
nierung und sexueller Belästigung am Arbeitsplatz gestellt. Dafür 
wollen wir den LVR sensibilisieren, mit konkreten Konzepten, Maß- 
nahmen und Schulungen der Mitarbeiter*innen. Auf unsere Initiative hin 
ist der LVR dem Bündnis „Gemeinsam gegen Sexismus“ beigetreten.

Frauen und Mädchen mit Behinderung in Werkstätten und Einrich- 
tungen des LVR liegen uns besonders am Herzen. Wir haben sexualisi-
erte Übergriffe in den Fokus genommen und uns für ihre Erfassung und 
ein entsprechendes Monitoring eingesetzt. Auch für die Frauenbeauf-
tragten in den Werkstätten fordern wir bessere Rahmenbedingungen 
und Vernetzungsangebote. 
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Die „NS-Ordensburg“ Vogelsang ist ein Ort der Täter. Hier wurde der 
angehenden Partei-Elite das nationalsozialistische Menschenbild 
vermittelt. Mittlerweile ist dort eine Dokumentations- und 
Bildungsstätte entstanden. Einrichtungen wie diese sollten von 
möglichst vielen jungen Menschen besucht werden. Wir streben eine 
noch bessere Vernetzung der Gedenkorte und eine noch intensivere 
Kooperation mit Schulen an. 

“Besonders wichtig sind uns die Stätten 
der Erinnerungskultur. Mit dem „Zen-
trum für verfolgte Künste“ in Solingen, 
der „Land-Synagoge Titz-Rödingen“, der 
Gedenkstätte der Abtei Brauweiler und 
der „NS-Ordensburg Vogelsang“ sind 
bedeutende Dokumentations- und 
Lernorte entstanden, die viele junge 
Menschen erreichen sollten. Deshalb 
streben wir eine noch bessere Vernetz- 
ung der Gedenkorte und eine noch 
intensivere Kooperation mit Schulen an.”

Sprecherin im Kulturausschuss
Dr. Ruth Seidl MdLVers.

Kultur unterstützen

Die Kassen der Kommunen sind knapp. Daher nutzt der LVR den Großteil 
der Regionalen Kulturförderung, die er vom Land erhält, zur Unterstüt- 
zung der zahlreichen Kulturprojekte in den Mitgliedskörperschaften. 

Wir GRÜNE werden uns dafür einsetzen, dass der LVR auch weiterhin so 
kommunalfreundlich handelt.

Das Zentrum für verfolgte Künste in Solingen

Die Landsynagoge Titz-Rödingen 

Die Gedenkstätte der Abtei Brauweiler

Besonders wichtig sind uns Stätten der Erinnerungskultur:

2025 werden 90 Kulturinitiativen mit 5,6 Millionen Euro 
bezuschusst.
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Der Besuch von Museen und Gedenkorten muss gerade für Schulen so 
einfach wie möglich sein. Deshalb haben wir uns dafür stark gemacht, 
dass Schulklassen kostenlos zu den LVR-Museen fahren können. Mit 
Erfolg. Der LVR-Mobilitätsfonds stellt jährlich 500.000 Euro für diesen 
Zweck bereit. 

Eine Kultureinrichtung der besonderen Art soll die Turbinenhalle des 
ehemaligen Braunkohlekraftwerks Frimmersdorf sein. Land und LVR 
möchten hier einen Erlebnisort zur Geschichte des Braunkohleabbaus 
errichten. Wir GRÜNE unterstützen die Pläne intensiv. Die Menschen der 
Region sollen ihre persönliche Geschichte von Verlust und Widerstand 
erzählen können.
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Die Gedenkstätte der Abtei Brauweiler

Engagement wertschätzen – GRÜNER Regenbogenpreis

Es gibt Menschen, vor denen man nur den Hut ziehen kann: Sie enga- 
gieren sich ehrenamtlich und zum Teil seit Jahrzehnten für die Umwelt 
und ihre Mitmenschen. Weil wir ihren unermüdlichen Einsatz und ihre 
Projekte würdigen wollen, haben wir den Regenbogenpreis ins Leben 
gerufen. 

Mittlerweile ist der Preis mit 10.000 Euro jährlich dotiert, die auf 10 
Preisträger*innen verteilt werden. Das Geld kommt aus Aufwands- 
entschädigungen unserer Fraktionsmitglieder. Seit diesem Jahr haben 
wir aus aktuellem Anlass Aktivitäten für den Erhalt der Demokratie in 
den Kanon des auszeichnungswürdigen Engagements aufgenommen.
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Ob beim inklusiven Chor in Kamp-Lintfort, der Tiernothilfe in Niederzier 
oder dem Regenbogenzentrum in Geilenkirchen: Während der Preisver-
leihungen haben wir tolle Menschen kennengelernt. 

Die Nominierungen für den Preis kommen aus den Reihen der GRÜNEN 
Fraktionen und Kreisverbände im Rheinland. Wer ein Projekt vorschla-
gen möchte, ist herzlich dazu eingeladen. Schreibt am besten eine Mail 
an unsere Geschäftsstelle, dann bekommt ihr alle Infos, die rund um den 
Regenbogenpreis von Interesse sind.

Über die Preisvergabe entscheidet eine Jury. Diese wird aus dem 
Vorstand der Fraktion BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN in der Landschaftsver-
sammlung Rheinland gebildet und besteht zurzeit aus 7 Mitgliedern. Der 
Regenbogenpreis wird dann im Rahmen einer öffentlichen Veran-
staltung verliehen.
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Weitere Informationen und Geschichten zum Regenbogenpreis gibt es 
auf unserer Homepage:

https://gruene-fraktion-lvr.de/regenbogenpreis/

“Jetzt seid Ihr vor Ort gefragt: Sicher-
lich habt ihr in Eurer Stadt oder Eurem 
Kreis das eine oder andere Projekt, den 
Menschen, den Verein oder eine Ini- 
tiative im Blick, die sich über die 
Auszeichnung mit dem Regenbogen-
preis und das damit verknüpfte
Preisgeld freuen würden. Vielleicht 
kommen wir ja demnächst zu Euch, um 
den Regenbogenpreis zu übergeben.”

Co-Fraktionsvorsitzender
Johannes Bortlisz-Dickhoff MdLVers.



30

Film ab - die GRÜNEN Fraktionen beim LVR und LWL

Ihr wollt noch mehr über die Arbeit der GRÜNEN Fraktionen in den 
Landschaftsversammlungen Rheinland und Westfalen erfahren? Unser 
Film erzählt eindrucksvoll, wie erfolgreich die Arbeit unserer Fraktionen 
in den letzten Jahren war. Qualität für Menschen eben. Von nach- 
haltigen Projekten bis hin zu innovativen Ideen. Die Erfolge sind auf 
jeden Fall beeindruckend. 

Lasst euch insperieren und erfahrt, wie wir positive Veränderungen für 
Nordrhein-Westfalen bewirken. Schaut euch den Film an und werdet Teil 
der spannenden Reise.

https://gruene-fraktion-lvr.de/


